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® Vorspann

Die aktualisierte vergleichende Gegeniiberstellung der
Hartefallkommissionen (HFK) der einzelnen Bundeslander
beriicksichtigt Anderungen bei den Kommissionen bzw. in
deren Geschaftsordnungen etc. bis Oktober 2012 sowie die
fortgeschriebene Statistiken der Tatigkeitsberichte bzw.
ahnlicher Informationen bis 31.12.2011.

BEFRISTUNG 31.12.2009

Laut Art.15 Abs.4 ZuwG sollte § 23a AufenthG sowie die
darauf basierenden Verordnungen zum 31.12.2009 auBer
Kraft treten. Das ArbeitsmigrationsteuerungsG vom
20.12.2008 hob diese Befristung ersatzlos auf. Etliche HFK
haben per Verordnungs-Anderung ebenfalls die Befristung
ersatzlos aufgehoben; samtliche HFK arbeiten weiter.

STATISTIK DER TATIGKEITSBERICHTE:

Grundlage hierfir bilden die Uber Internet abrufbaren
Tatigkeitsberichte bzw. direkt von der HFK erfragten An-
gaben bis 31.12.2011.

Die Kumulation der Jahre 2005 - 2011 ermoglicht eine
statistisch reprasentativere Auswertung der Entwicklung
von Anerkennungsquoten bzw. Stattgaben durch die In-
nenbehorden.

Jedoch ermoglicht auch diese Darstellung nach wie vor nur
eingeschrankt eine vergleichende Auswertung, da die
Tatigkeitsberichte und Mitteilungen der HFK selbst weiter-
hin nicht homogen in Art und Umfang der gelieferten An-
gaben sind.

ANALYSEN DER STATISTIKEN

Ab S.12 finden sich Analysen der statistischen Zahlen im
Vergleich der Bundeslander untereinander.

In 2011 ist wieder ein zumeist rucklaufiger Trend der Ein-
gaben, insb. Niedersachsen, NRW, zu beobachten. NRW
(ca. 3.230 Falle), Berlin (ca. 1.990) und Baden-
Wirttemberg (ca. 1.790 Falle) verzeichnen nach wie vor
die hochsten Eingabequoten (s.S.12,13). Eingabequoten
unter 100 fur den Zeitraum 2005-2011 weist noch immer
Bremen auf.

Einige Bundeslander weisen darauf hin, dass die Neurege-
lung fiir ein eigenstandiges Aufenthaltsrecht gut integrier-
ter Jugendlicher zu einer Reduzierung der Eingaben ge-
fihrt habe. Teilweise wird jedoch aufgrund steigender
Asylbewerberzahlen auch wieder ein kiinftiger Anstieg der
Eingaben erwartet. Einige Bundeslander wie z.B. Baden-
Wirttemberg mahnen deshalb u.a. erhohte Ermessens-
spielraume fur die Auslanderbehorden zugunsten der um
ein Bleiberecht nachsuchenden Zuwanderer an.
Differenzen zwischen Eingaben und Beratungen sind wie-
derum u.a. darin begriindet, dass z.B. Aufenthaltstitel
nach anderen Vorschriften erteilt werden konnten oder
Eingaben zuriickgezogen wurden.

Hochste Quoten an positiven Hartefallersuchen, bezogen
auf die beratenen Falle, verzeichnen nach wie vor Bre-
men, Berlin und Bayern.

Hinsichtlich Nichtstattgaben seitens der Innenbehorden
verzeichnen unverandert Berlin und Mecklenburg-
Vorpommern, gefolgt von Saarland und in 2011 Thiiringen
vor Sachsen die niedrigsten Quoten (s.S.15).

Die Innenbehorden der Lander Bayern, Bremen und Rhein-
land-Pfalz gaben den Ersuchen unverandert durchgangig zu
100 % statt. Auch die Lander Brandenburg, Hamburg; Hes-
sen; NRW, Sachsen-Anhalt + Schleswig-Holstein erflillten in
2011 diese Quote. 2011 haben insg. 9 Innenbehorden den
Ersuchen zu 100% stattgegeben (2010, 2009: je 10; 2008:
8, 2007: 7; 2005/06: 3).

AE NACH § 23a AUFENTHG GESAMT

Bei Auswertung der Angaben zu Personen, soweit verfug-
bar, und deren Hochrechnung auf alle HFK, missten seit
Bestehen aller HFK nach § 23a AufenthG etwa 8.360 Perso-
nen bis zum 31.12.2011 von der Hartefallregelung profi-
tiert und ein Aufenthaltsrecht erhalten haben. Die Bundes-
regierung veroffentlichte fir diesen Zeitraum eine wiede-
rum wesentlich geringere Zahl! Hierzu wird insbesondere
auf S.17 verwiesen. Wiederum interessant ist auch der
Vergleich der Aufnahmequote in Bezug auf Bevolkerungs-
dichte und Konigssteiner Schliissel (s. S.17).

ENTSCHEIDUNGSKRITERIEN:

Die meisten Bundeslander haben offiziell weder einen
"Punktekatalog” noch eine "Checkliste”, nach welchen sich
die geforderte personliche Harte feststellen lieBe. Einige
Tatigkeitsberichte fiihren Beispielsfalle fur Erteilung oder
Versagung an. NRW hat ,Entscheidungsgrundsatze“ um-
schrieben, in denen etwa Integrationsleistungen beson-
dere Aufmerksamkeit zukommt. Gesundheitliche Beein-
trachtigungen fiihrten nur in ,extremen Sonder-
situationen®“ zur Beriicksichtigung. Schleswig-Holst. hat
»,verfahrensgrundsatze“ entwickelt, die auch einige Krite-
rien fur das Vorliegen dringender humanitarer oder per-
sonlicher Griinde enthalten (z.B. "Geschlecht"; "schwerste
gesundheitliche Problematiken, die im Herkunftsland nicht
adaquat behandelt werden konnen"; "Kindeswohl"; "Tren-
nung von engen Verwandten"). Sachsen spricht von "Stand
der sprachlichen, wirtschaftlichen, kulturellen und sozia-
len Integration” als Indikator. Niedersachsen hebt u.a.
"Deutschkenntnisse, dauerhafte Teilhabe am Arbeitsleben,
gesellschaftliche Teilhabe, Kontakte uber eigene Ethnie
hinaus” hervor und umschreibt im Tatigkeitsbericht 2011
die "besondere Harte" wie folgt: "Die Betroffenen miissen
sich in Deutschland eine Lebenssituation geschaffen ha-
ben, die eine Ausreise aus Deutschland unzumutbar er-
scheinen ldsst."

Durchgangig spielt der gesicherte Lebensunterhalt eine sehr
groRe Rolle, welcher bei Fehlen oft zur Versagung fiihrt, oder
aber zur Erteilung einer AE unter Auflage, den Lebens-
unterhalt nach einer gewissen Zeit nachweisen zu konnen.
Hessen hebt die Problematik des zwingenden Erfordernisses
besonders hervor (TB-Hessen 2010 - S.16).

Der teilweise Wegfall der Residenzpflicht wird in Hinblick auf
den Ausschlussgrund "Straftaten” als positiv bewertet (z.B.
Brandenburg).

EINGABEN AUS DER SOG. "ILLEGALITAT" HERAUS

Die Moglichkeit, aus der sogenannten "lllegalitat” heraus Ein-
gaben an eine HFK machen zu konnen, ist sehr abhangig von
den jeweils formulierten Ausschlussgrinden. NRW z.B. be-
fasst sich mit derartigen Eingaben.

Die HFKVO Saarland macht per Ausschlussgrund, nicht im
Besitz einer gultigen Duldung zu sein, eine Eingabe aus der
Illegalitat heraus unmoglich. Die HFK Hamburg teilt mit, dass
"sobald ein ausreisepflichtiger auslandischer Staatsangehori-
ger - ob mit oder ohne Duldung - eine Eingabe einreicht,
diese in Hamburg eine quasi aufschiebende Wirkung hat.
Konne der Eingabe nicht abgeholfen werden, entfallt diese
Wirkung. Dann kame eine Aufenthaltsbeendigung in Be-
tracht.” Die Verfahrensgrundsatze der HFK Schleswig-Holst.
besagen, dass Auslanderinnen, die sich in der Vergangenheit
nicht nur kurzfristig unrechtmaBig in der BRD aufhielten,
nicht generell von der Priifung ausgeschlossen sind; ahnliches
regelt die HFKLVO von Mecklenburg-Vorpommern (hier Regel-
ausschlussgrund). Das Merkblatt der HFK M-V appelliert an die
Betroffenen, so friih als moglich ihre wahren Identitdaten zu
offenbaren.

Sehr problematisch durften die Eingaben sein, wenn die Tat-
sache, zur Fahndung oder Aufenthaltsermittlung ausge-
schrieben zu sein, Ausschlussgrund darstellt, da viele dieser
Personen nach "Untertauchen” diesen Tatbestand erfiillen
dirften (zwingende Nichtbefassung: Bad.-Wirtt.; Branden-
burg; M-V, Thiringen). Ebenfalls nicht moglich ist eine Einga-
be aus der "lllegalitat” heraus, wenn als zwingender Aus-
schlussgrund "unbekannter Aufenthaltsort” genannt ist (Ba-
den-Wirttemberg, M-V, Niedersachsen).

Sofern es sich um Regelausschluss handelt, ware eine Be-
fassung zwar grundsatzlich moglich, jedoch ware mit Ab-
schiebungshaft zu rechnen (so lautend z.B. die Mitteilung der
HFK Sachsen-Anhalt - das Merkblatt des IM Sachsen-Anhalt zur
HFK bezeichnet jedoch die Ausschreibung zur Fahndung we-
gen Untertauchens als zwingenden Ausschlussgrund).

Im Ubrigen wire auch der Ausschlussgrund "mangelnde Mit-
wirkungspflichten” zu beachten. Sachsen z.B. erklart, dass
"eine Eingabe aus der "lllegalitat” heraus moglich sei, jedoch
dann die Identitat etc. offen gelegt werden musse.”

Inwieweit bei Offenbarung des Aufenthalts in der BRD die
ABH eine Duldung erteilt und so bspw. die Fahndung aufhebt,
liegt wohl in deren Ermessen. Der Leitfaden des Fluchtlings-
rats Brandenburg deutet diese Chance an.




@ DIE HFK DER BUNDESLANDER - GESETZE; VERORDNUNGEN (VO): GESCHAFTSORDNUNGEN (GOQ); FUNDSTELLEN

01

Baden-Wiirttemberg

HFKomVO 28.06.2005 (GBL Bad-W Nr.10, S. 455); geandert 18.08.09 (GBI. S. 453); geandert 17.04.12 (GBI. S. 212)
http://www.integrationsministerium-bw.de/servlet/PB/show/1277112/HFKomV0%20-%20Fassung%2017%2004%2012.pdf

02

Bayern

HFKomVO vom 08.08.2006 (GVBI. Bayern Nr.15, S. 436); geandert 20.11.2007 (GVBI. Bayern Nr. 15, S. 791)
Land Bayern = http://www.stmi.bayern.de/buerger/auslaender/leben/detail/16593/

03.

Berlin

HFKV vom 03.01.2005 (GVBI. Berlin Nr.2, S. 11 f.)
http://www.fluechtlingsinfo-berlin.de/fr/gesetzgebung/HaertefallvVO_Berlin_261004.pdf
http://www.berlin.de/lb/intmig/presse/archiv/20070524.1000.78405.html

04.

Brandenburg

HFKV vom 17.01.2005 (GVbl. BBurg Il, S.46); geandert 20.09.06; geandert 23.09.09
Land Brandenburg = http://www.mi.brandenburg.de/sixcms/detail.php/bb1.c.156848.de
FRat BrBg =» http://www.fluechtlingsrat-brandenburg.de/wp-content/uploads/2009/10/leitfaden-hfk-internet.pdf

05.

Bremen

HFKV vom 12.12.2005 (GBL Bremen Nr.56; S.605), geandert 13.12.07; geandert 12.07.12 -- GO vom 10.05.2006

Land Bremen = www.inneres.bremen.de =» iiber Suchbegriff-Eingabe

06.

Hamburg

HFK-Gesetz vom 04.05.2005 (HmbGVBI. 2005, S.190); geandert 25.05.09
http://www.landesrecht.hamburg.de/jportal/portal/page/bshaprod.psml/js_peid/FastSearch/media-
type/html?form=bsIntFastSearch&st=lr&sm=fs&desc=all&query=h%C3%A4rtefallkommission&neuesuche=Suchen

07.

Hessen

HFK-Gesetz vom 22.02.2005; geandert 30.09.08; geandert 14.12.2009 (GVBI. | S. 642) -- GO vom 21.08.08 / 29.01.2010
http://www.hmdi.hessen.de/irj/HMdI_Internet?cid=1f03cfad157b7fb084e106c44c405589

08.

Mecklenburg-Vorpommern

HFKLVO M-V vom 25.02.2005 (GVOBI. M-V S.84) -- GO vom 22.03.05; geandert 30.11.2009 (GVOBI. M-V S. 679)

http://www.regierung-
mv.de/cms2/Regierungsportal_prod/Regierungsportal/de/im/Themen/Asyl_und_Fluechtlinge/Haertefallkommission/index.jsp

09.

Niedersachsen

NHarteKVO 06.08.2006 (Nds. GVBI. Nr.21, S.426); geandert 10.09.08; geandert 09.12.09; geandert 03.07.12
http://www.mi.niedersachsen.de/live/live.php?navigation_id=14974¢&article_id=63033&_psmand=33
http://www.nds-fluerat.org/wp-content/uploads/2009/02/arbeitshilfe-far-eingaben-an-nds-hartefallkommission-marz-2009.pdf

10.

Nordrhein-Westfalen

HFKVO vom 14.12.2004

Fliichtlingsrat NRW =» http://www.frnrw.de/recht/erlasse/haertefallkommission-des-landes-nrw/item/742-verordnung-zur-einrichtung-einer-
hartefallkommission-nach-§-23a-des-aufenthaltsgesetzes-und-zur-regelung-des-verfahrens

Land NRW =>» http://www.mik.nrw.de/themen-aufgaben/auslaenderfragen/haertefallkommission.html

11.

Rheinland-Pfalz

HFKVO vom 18.03.2005 (GVBI. RhI-Pf. Nr.6, $.92); gedndert 05.04.2011 (GVBI. Rh.-Pf. Nr.6, 5.95) - GO 14.06.05
Land RLP = www.mifkjf.rlp.de/Integration/Hartefallkommission des Landes RLP

12. Saarland HKV vom 14.12.2004 (AmtsBI. 23.12.04, 5.2659) -- GO 18.03.05
’ Land Saarland = www.haertefallkommission.saarland.de
13. Sachsen SachsHFKVO vom 11.07.2005; geandert 11.12.09; geandert 06.07.2010 -- GO vom 15.09.05, gedndert 10.12.10
Land Sachsen =» http://www.smi.sachsen.de/17820.htm
14. Sachsen-Anhalt HFK-VO vom 09.03.2005; geandert 21.04.09

Land Sachsen-Anhalt = http://www.sachsen-anhalt.de/index.php?id=51862

15.

Schleswig-Holstein

HFK-VO vom 11.01.2005 (GVOBI. Schl.-H. S. 9) -- Verfahrensgrundsitze vom 09.10.07, Anderung 05.10.2010
F-Rat SH = http://www.frsh.de/seiten-im-hauptmenue/service/behoerden-recht/haertefallkommission/

Land Schleswig-Holstein =» http://www.schleswig-
holstein.de/IM/DE/Zuwanderungintegration/Haertefallkommission/Haertefallkommission_node.html

16.

Thiiringen

HFK-VO vom 05.01.2005 (GVBI. 2005, Nr.1, S.1) - GO 18.02.05
Land Thiiringen =» http://www.thueringen.de/th3/tim/haertefallkommission/
F-Rat Thiringen = http://www.fluechtlingsrat-thr.de/index.php/themen-thueringen/hfk
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@ 1.BADEN-WURTTEMBERG 2. BAYERN

01. |- Vertreter Integrationsministerium - Vorsitzender (1) - Vertreter des Staatsministeriums (1 = vorbehaltlich § 9 HFKomV NICHT stimm-
- Vertreter Innenministerium - stellvertretender Vorsitzender (1) berechtigt
- Landkreistag (1) - kommunale Spitzenverbande (4 - je 1x Gemeinde-, Stadte-, Landkreistag +
Stadtetag (1) ] Stmr4 | Verband bayr. Bezirke) STAAT: 4
- eine (Anm.: bis Ende der fd. Amtszeit - Marz 2013 - noch zwei) ,Personlichkeit des Landes‘ |~ Eviﬁgﬁ“sﬁh'&gthﬁnsﬁhe Landeskirche (1)
auf Vorschlag Innenministerium (1 bzw.2) i L? c:jlscwe hl]frche( ) bind
- Liga der freien Wohlfahrtspflege (1) i ':f'a .er1 g ra r.tsvg.r kan '€ Arbei hifah NGO: 5
- eine Personlichkeit islamischen Glaubens durch Integrationsministerium (1) ( éje S?(t ar1tas,k: 1a o;:\'.(: +b r_teltgrwgs ta 'lrt) h ’
- Fliichtlingsrat Baden-Wiirttemberg (1) - an den Sitzungen konnen Mitarbeiter der eilnehmen
- evangelische Landeskirche; katholische Kirche (je 1 = 2) NGO: 6 bzw.7

02. | durch die entsendenden Institutionen - "Personlichkeiten des Landes” durch Innen- bzw. auf Vorschlag der jeweiligen Organisationen - Berufung durch Innenminister
Integrationsministerium

03. | VO ohne Angabe VO ohne Angabe

04. |54 (1) - Eingaben an die HFK in schriftlicher Form bei der GS; auch durch Auslander o. dessen |§ 3 HFKomV: durch Vorschlag des Eingabeausschusses, Beschluss der HFK oder
Vertreter ! s. auch Reader/Ratgeber unter Internet-Hinweis www.ekiba.de; Nr.11 Antrag von 5 Mitgliedern der HFK
§ 4 (2) HFKVO "zwingend" (Nr.1-9) + § 6 HFKVO "Regelausschlussgrinde” (Nr.10-12) § 3 Abs.2 HFKomV: - s.0.: Vorrang des Petitionsverfahrens !!

05. § 5 HFKomV - Regelausschlussgriinde:
1. Eingabe nicht zwecks Erteilung/Verlangerung einer AE; -- 2. nicht vollziehbar ausreise- 1. offensichtl. rechtsmissbrauchl.Verhalten; insb. bewusste Tauschung oder
pflichtig -- 3. behordliches / gerichtliches Verfahren zwecks Feststellung Ausreisepflicht o. Irrefiihrung der Behorden zur erheblichen Hinauszgerung der Aufenthaltsbeen-
Erteilung der AE lauft -- 4. nicht in BRD aufhaltend; o. Aufenthalt ist nicht bekannt -- 5. keine | digung -- 2. Nichterfuillung der Passpflicht trotz zumutbarer Mitwirkung an Er-
ABH des Landes zustandig -- 6. keine wesentliche Anderung der Sach- o. Rechtslage -- 7. in halt eines Nationalpasses; -- 3. Straffalligkeit, soweit bereits vorbestraft -- 4.
gleicher Sache Petitionsverfahren anhangig -- 8. gem. § 50 (7) AufenthG zur Aufenthaltsermitt- | Anhaltspunkte, dass eine Gefahr fiir die innere Sicherheit ausgehen konnte -- 5.
lung o. Festnahme ausgeschrieben -- 9. Ausweisung 8§ 53, 54 Nr.5, 5a, 7; § 55 Abs.2 Nr.8 Au- | fehlende konkrete Aussicht, den Lebensunterhalt zu sichern (d.h. kein ausrei-
fenthG / Abschiebungsanordnung gem § 58a AufenthG -- 10. Sachverhalt ware durch BAMF zu chendes Arbeitseinkommen + Bezug von Sozialhilfe innerhalb der letzten 2 Jah-
prifen -- 11. bisheriger Lebensunterhalt mit 6ffentlichen Mitteln bestritten, obwohl arbeitsfa- |re) -- 6. bereits friihere Befassung der HFK -- 7. ausschlieBliche Begriindung
hig; -- 12. zu erwarten, dass zuklinftig auf offentliche Mittel angewiesen sein wird durch Umstande, die der Priifung des BAMF unterliegen

-> baldiger Wegfall Ausschlussgrund und besondere Harte sind zu beriicksichtigen

06. | GS beim Integrationsministerium - kein Vorbereitungsgremium GS beim Innenministerium - Vorbereitungsgremium

07. |85 HFKVO: JA, grundsatzlich fur die Dauer der Befassung; es sei denn: Strafhaft o. MaBnahmen | § 4 HFKomV: NEIN - Auslander kann Aussetzung aufenthaltsbeendender Mafnahmen
des unmittelbaren Zwangs zur Aufenthaltsbeendigung begonnen NICHT verlangen - bei erkennbar positivem Ausgang Anregung durch GS

08. |87 (2) HFKVO - mindestens 2/3 aller HFK-Mitglieder anwesend + Mehrheit der § 7 (3) HFKomV - mindestens 2/3 aller HFK-Mitglieder
Stimmen von 2/3 der anwesenden HFK-Mitglieder + Mehrheit der Stimmen der HFK-Mitglieder

09. |51 (2) HFKVO - begriindet keine eigenen Rechte HFKomV ohne Angabe

10. |durch die fiir Inneres zustandige Landesbehorde (IM) durch die fur Inneres zustandige Landesbehorde (IM)

11. | - ausfiihrliche Tatigkeitsberichte ab 19.09.2005 bis 31.12.2011 online erhaltlich; - TB enthalten - ausfuhrliche Tatigkeitsberichte ab 09/2006 (erstmalige Einrichtung) bis

anonymisierte Fallbeispiele und detaillierte Zahlen;

- TB 2011 unter: http://www.integrationsministerium-
bw.de/servlet/PB/show/1276141/Ttigkeitsbericht%202011.pdf

- Weitere ausfiihrliche Informationen (insb. Reader Caritas/Diakonie Baden) unter:
Ev. Landeskirche Baden =» http://www.ekiba.de/5469_5917.php

- Befristung zum 31.12.2009 wurde aufgehoben mit Anderung zum 18.08.09

- HFK begriiBt Verlangerung der Bleiberechtsregelung; erachtet starre Stichtagsregelung als langst
uberholt sowie das oftmalige Arbeitsverbot integrationshemmend (TB 2011; S.13, "Ausblick")

31.12.2011 online erhaltlich

- TB 2011 unter:
http://www.stmi.bayern.de/imperia/md/content/stmi/buergerundstaat/ausla
enderrecht/120713_hfk_taetigkeitsbericht.pdf

- urspriingliche Befristung zum 31.12.2007; wurde aufgehoben mit Anderung
vom 20.11.2007



http://www.ekiba.de/

3.BERLIN

4. BRANDENBURG

01. - Innenministerium (1)
- Senatsverwaltung fiir Arbeit, Integration und Fraven (2) _____ STAAT: 2. - Ministerium Arbeit, Soziales, Frauen + Familie (1)
- Stadte- und Gemeindebund (1)
- Romisch-katholische Kirche (1) - Landkreistag Brandenburg (1) STAAT: 4
- Evangelische Kirche (1) - Integrationsbeauftragte Land Brandenburg (OHNE Stimmrecht)
- Liga der Wohlfahrtsverbande - Diakonie (1) - Leiterin der Geschaftsstelle InnenM (Vorsitzende der HFK, OHNE Stimmrecht)
- Flichtlingsrat Berlin (1) - katholische Kirche (1)
- Migrationsrat Berlin (1) NGO: 5 - evangelische Kirche (1)
- Liga der freien Wohlfahrtsverbande - Diakonie (1)
- Fluchtlingsrat Brandenburg (1) NGO: 4
- 8 2 (4) »> Sachverstandiger kann hinzugezogen werden
02. |durch die entsendenden Institutionen grdstzl. IM - Sozialministerium kann Fliichtlingsorganisation zur Benennung auffordern
03. |82 (4) HFKVO - sollen uUber Kenntnisse des Aufenthalts- und Asylrechts o. Erfah- § 2 (2) HFKVO - sollen uUber Kenntnisse des Aufenthalts- und Asylrechts o. Erfahrungen in
rungen in Migrations- und Fliichtlingsberatung verfiigen Migrations- und Fliichtlingsberatung verfiigen
04. |8 3 (1) HFKVO - nur auf Antrag eines der Mitglieder der HFK § 4 (1) HFKVO - nur auf Antrag eines der Mitglieder der HFK
- GS holt Stellungnahme + fachrechtliches Votum der AB ein
05. |8 3 Abs.2 HFKVO "zwingend": §5 (Nr.1-8); 35 Abs.2 (Nr.9) HFKVO "zwingend", mit Ausnahme Nr.4 + 9
1. nicht in der BRD aufhaltend 1. nicht in der BRD aufhaltend / oder keine ABH zustandig; -- 2. entgegen Einreise-
2. Berliner ABH nicht zustandig /Aufenthaltsverbots in der BRD aufhaltend -- 3.a) AE kann noch anderweitig erreicht werden; -
3. AE gem. § 25 Abs.4 o. Abs.5 AufenthG kann beantragt werden - 3.b) ...sofern lediglich Griinde vorgebracht werden, die beim BAMF abschlieBend als ziel-
4. keine Anderung der Sach-/Rechtslage staatsbezogene Griinde gepriift worden sind oder werden -- 4.a) entscheidungserhebliche (!)
5. Ausweisung gem. §§ 53, 54 Abs.5, 5a, 6 AufenthG falsche / unvollstandige Angaben im auslander-/asylrechtl. Verfahren // 4.b) Tauschung tiber
6. Versagungsgrund nach § 5 Abs.4 S.1 AufenthG Staatsangehorigkeit o. Identitat // 4.c) mangelnde Mitwirkung
7 sofern lediglich Griinde vorgebracht werden, die beim BAMF abschlieRend als - Pkt. 4 kann durch 2/3-Mehrheit der HFK wg "besonderer Umstande" nicht angewandt werden
ol .. o - 5. zur Fahndung ausgeschrieben -- 6. Straftaten erheblichen Gewichts bzw. Abschiebungsan-
herkunftsstaatsbezogene Griinde gepriift worden sind ordnung § 58a AufenthG -- 7. Ausweisung §§ 53, 54 / Versagung § 5(4) AufenthG -- 8. keine
wesentliche Anderung Sach-/Rechtslage -- 9."In der Regel", wenn Riickfiihrungstermin bereits
feststeht
06. | GS bei der Senatsverwaltung fur Inneres GS beim Innenministerium = Vorbereitungsgremium
07. |84 (3) HFKVO - JA, grundsatzlich fir die Dauer der Befassung; § 4 (4) HFKVO - JA, grundsatzlich fiir die Dauer der Befassung;
NEIN fiir Ausschlussgriinde § 3 (2) Nr. 5 + 6 HFKVO NEIN wenn Rickfuhrungs-Termin bereits feststeht
08. |§5 (3) HFKVO - mindestens 2/3 der anwesenden HFK-Mitglieder § 6 (4) HFKVO - mindestens 2/3 der anwesenden HFK-Mitglieder
09. |86 (2)S.3 HFKVO - begriindet keine eigenen Rechte § 2 HFKVO - begriindet keine eigenen Rechte
10. | durch die Senatsverwaltung des Innern durch die fur Inneres zustandige Landesbehorde (IM)
11. | - Statistiken vom 01.01.2005 bis 31.12.2011; - keine Tatigkeitsberichte online - ausfuhrliche Tatigkeitsberichte mit detaillierten Zahlen ab 17.02.2005 bis 31.12.2011

erhaltlich

- Pressemitteilung Berliner Innensenatsverwaltung v. 19.02.2010 mit Beispielen
positiver bzw. negativer Entscheidungen; zu finden unter:
(http://www.berlin.de/lb/intmig/presse/archiv/20100219.1000.156289.html)

- Infoblatt: http://www.fluechtlingsinfo-
berlin.de/fr/gesetzgebung/Info_HFK_Berlin.pdf

- Befristung zum 31.12.2009 wurde aufgehoben mit Anderung zum 07.04.09

online erhaltlich

- TB 2011 unter:
http://www.mi.brandenburg.de/sixcms/media.php/4055/T%C3%A4tigkeitsberichtHFK2011.158
41317.pdf

- Befristung zum 31.12.2009 wurde aufgehoben mit Anderung zum 23.09.09

- beflirwortet eine stichtagsunabhangige Bleiberechtsregelung (TB 2011; S.11)



http://www.berlin.de/lb/intmig/presse/archiv/20100219.1000.156289.html
http://www.fluechtlingsinfo-berlin.de/fr/gesetzgebung/Info_HFK_Berlin.pdf
http://www.fluechtlingsinfo-berlin.de/fr/gesetzgebung/Info_HFK_Berlin.pdf

5. BREMEN

6. HAMBURG

01. |- Vertreter des Innensenators = Vorsitzender (1) HFK-Mitglieder = 5 Abgeordnete der Fraktionen (SPD, CDU, GAL, FDP und Die Linke)
- Vertreter des Senators fir Soziales, Kinder, Jugend, Frauen (1)
- Vertreter des Magistrats der Stadt Bremerhaven (1) STAAT: 3 § 1 Hamburgisches Gesetz uber die HFK:
- Evangelische Kirche Bremen (1) - jede im Eingabeausschuss der Biirgerschaft vertretene Fraktion benennt aus ihrer
- Katholische Kirche Bremen (1) Mitte fur die HFK ein ordentliches Mitglied und zwei stellvertretende Mitglieder. Die
- Liga der Freien Wohlfahrtsverbande (1) Benannten werden durch die Burgerschaft gewahlt und durch den Senat berufen
- Verein Zuflucht Okumenische Auslanderarbeit (1; ab 12/07) BEWERTUNG:
- Bremer Rat fur Integration (1; ab 12/07) negativ: "HFK" = Eingabeausschuss / - ohne externe Fachkompetenz bzw. gesellschaft-
- islamischen Religionsgemeinschaften in Bremen (1; ab 12/07) NGO: 6 licher Beteiligung -- PA als Teil der Legislative Empfehlung abweichend v. Gesetz --
T T nur wenige Mitglieder -- HFK-Antrag nur bei vorheriger Eingabe -- Einstimmigkeit !!
§ 4 (4) VO: Im Einzelfall Hinzuziehung von "Sachverstandigen” - diese haben nur bera-
tende Stimme wahrend der Sitzung / kein Abstimmungsrecht
02. |durch die entsendenden Institutionen Wabhl durch die Birgerschaft / Berufung durch den Senat
03. | keine Vorgaben - auf Vorschlag mindestens eines Mitgliedes
04. |84 VO - ausschlieBlich im Weg der Selbstbefassung durch Vorlage eines Mitglieds der - Vorschlag nur zulgsm g, wenn in derselben Sache bereits ein Ein-
HEK - § 1 (4) GO - Auslind der bevollmachtiste Dritte. die sie sich direkt an di gabeverfahren eingeleitet wurde
" (4) oY) - Auslandern oder bevotimachtigte Urtte, die sie sich direkt an die (Begriindung zu § 2 !!) - es sei denn, der Vorschlag kommt v. Innensenat selbst
GS wenden, wird eine Mitgliederliste ausgehandigt
05. |§5 VO - zwingende Ausschlussgriinde § 2 HFKG - zwingende Ausschlussgriinde
1. nicht in der BRD aufhaltend / 1. nicht in der BRD aufhaltend
2. ABH des Landes nicht zustandig 2. Hamburger ABH nicht zustandig
3. AE kann in anderem aufenthaltsrechtlichen Verfahren erlangt werden und ABH 3. nicht vollziehbar ausreisepflichtig
Hat hiertiber npch nich.t entschigden oder nach einer Entscheidung der ABH ein Rbh- 4. AE kann anderweitig erreicht werden
verfahren betrieben wird, das nicht zum Ruhen gebracht worden ist
4, au§sch_l.1eﬁl1ch Grinde, die im Rahmen eines Asylverfahrens gewirdigt werden § 5 HFKG "in der Regel”
5. Keine Anderung der Sach- und Rechtslage 5 Straftat heblich Gewicht
6. Ausweisung nach 88 53, 54, 55 Abs.2 Nr.1 o. 8 AufenthG oder Abschiebeanordnung nach - >trartat von ernebticnem Lewic
§ 58a AufenthG (hier insbesondere Ausweisungsgriinde gem. §§ 53, 54 AufenthG)
-- Priifung erfolgt durch Vorsitzenden (Erlass 19.08.2010)
06. | GS beim Senator fur Inneres (Vorprufungsgremium; s. Pkt.05) = Geschaftsfuhrung im Rahmen der Amtshilfe bei der Biirgerschaftskanzlei.
07. | Erlass 19.08.10: - Zuruckstellung aufenthaltsbeendender MaBnahmen; es sei denn, mit | VO ohne Angabe - es gilt de facto die sogenannte "Petitionsduldung®; d.h. Aussetzung
MaBnahmen des unmittelbaren Zwangs zur Beendigung des Aufenthalts wurde bereits | der Abschiebung fur alle an die Kommission Uberwiesenen Falle
begonnen. Vorbereitende Mafnahmen zahlen nicht dazu.
08. |86 Abs.3 VO bzw. § 4 Abs.5 GO - einfache Mehrheit aller Mitglieder § 4 (1) HFKG - Beschlussfahig nur bei Anwesenheit aller Mitglieder -
§ 5 (1) HFKG - Zustimmung aller Mitglieder (einstimmig !)
09. | VO ohne Angabe Begriindung zu § 5 HFKG: Entscheidung ist "nicht justiziabel”
10. |86 (6) VO - der Innensenator durch die Senatsverwaltung des Innern
11. |- Tatigkeitsberichte ab 07.04.2006 bis 31.12.2011 online erhaltlich - Statistiken vom 01.01.2006 bis 31.12.2011

- TB 2011 unter:
http://www.inneres.bremen.de/sixcms/media.php/13/T%E4tigkeitsbericht%202011.pdf-

- Mit Art.1 Abs.15 des 3. Gesetzes zur Bereinigung des bremischen Rechts wurde die
Befristung zum 31.12.2009 aufgehoben und verlangert bis 31.12.2014

- keine eigenen Tatigkeitsberichte; Zahlen werden veroffentlicht in den jeweiligen
Jahresbilanzen des Einwohner-Zentralamtes Hamburg

- Befristung zum 31.12.2009 wurde aufgehoben mit Anderung zum 25.05.09




7. HESSEN

8. MECKLENBURG-VORPOMMERN

01. |- Innen- (2) / Sozial- (1) + Integrationsministerium (1) (insg. 4) - Vertreter der kreisfreien Stadte (1)
- drei kommunale Spitzenverbande (je 1 = 3) - Vertreter der Landkreise (1)
- Zentrale Auslanderbehorde (1) STAAT: 8 - Sozialministerium (1)
U3XCDU T SPD.; Tx B90/Grine ;1 FOP Abgecrdnete T iGe0; s | - Leiter der Geschattsstele als Vertreter des Inenministerians] (1) ST
- Evangelische und katholische Kirche (je 1 = 2) - Evangelische Kirche (1)
- Liga der Freien Wohlfahrtsverbande (2); AG Auslanderbeirdte Hessen (1) - Katholische Kirche (1)
- Amnesty International (1); Hessischer Fliichtlingsrat (1) - Fllichtlingsorganisationen des Landes (1)
- Beratungseinrichtungen: Frauenbiiro (1) + Opfer v. Menschenhandel (1) - Liga der Freien Wohlfahrtsverbande (1) NGO: 4
- Landesérztekammer (1) NGO: 10 § 2 (2) HFKLVO M-V - paritatische Besetzung Frauen + Manner ("soll” - derzeit nicht realisiert)
02. |82 (1) HFKG: durch IM auf Vorschlag der entsendenden Institutionen auf Vorschlag der entsendenden Institutionen, Berufung durch Innenministerium
03. | Keine Angaben - § 7 (3) HFKG: Recht der HFK auf Anhorung externer Personen § 2 (3) HFKLVO M-V - Sachverstandiger mit psychiatrischer Qualifikation kann hinzugezogen
werden
04. |54 (1) HFKG - ausschlieBlich im Weg der Selbstbefassung § 4 (1) HFKLVO M-V - nur von einem Mitglied der HFK
§ 4 (2) HFKLVO M-V: Moglichkeit fiir Auslander, sich direkt an die GS der HFK zu wenden
05. |84(1)HFKG+81(2)Nr.1+2GO § 5 HFKLVO M-V_- 1.-5. zwingend !
L. nur bei Zustandigkeit einer hessischen ABH 1. nicht in der BRD aufhaltend / ABH des Landes sind nicht zustandig
2. nur bei vollziehbar ausreisepflichtigen Personen y 2. Aufenthaltsort unbekannt; zur Fahndung ausgeschrieben
§ 6a (1) HFKG: zwingender Vorrang eines abgeschlossenen Petitionsverfahrens . .
= ; . i .| 3. AE kann in anderem aufenthaltsrechtlichen Verfahren erlangt werden
§ 6a (2) HFKG: in der Regel bei vorsatzlichen Straftaten in den letzten 3 Jahren und Verurtei- 4. Riickfiih t in bei 1 b hender A isenflicht ht bereits f
lung zu Jugend-/Freiheitsstrafe oder Geldstrafe 180 TS : u.c u rungﬁ e,rmm €1 anger ‘?.Ste ender Ausreisepflicht stenht bereits fest
§ 8a - Ausschluss der Anordnung, wenn § 6a (2) HFKG erfiillt ist; oder Lebensunterhalt nicht | 2+ keine nachtragliche wesentliche Anderung der Sach- und Rechtslage
eigenstandig gesichert werden kann, es sei denn, leistungserbringende Behorde stimmt zu oder § 7 (2) HFKLVO M-V 6.-11.: "in der Regel":
Verpflichtungserklarung liegt vor. T o
§ 1 (2) Nr. 3-13 GO: 3. Ziel in anderem auslanderrechtl. Verfahren erreichbar; 4. paralleles 6. Aufenthaltsverbot oder illegaler Aufenthalt ;
behordl. o. gerichtl. Verfahren zwecks Aufenthaltsstatus; 5. Paralleles Petitionsverfahren in 7. Versag_ungsgrund nth § 5 (4) AufenthG
gleicher Sache; 6. Erteilung Aufenthaltstitel wird nicht angestrebt; 7. Sachverhalt ausschlieRlich | 8. Ausweisung / Abschiebeandrohung § 58a AufenthG;
durch BAMF zu prifen; 8. Versagung Aufenthaltstitel gem. § 5 (4) AufenthG; 9. Vollzug der | 9. lediglich durch BAMF zu priifende Griinde;
Abschiebung bereits begonnen; 10./11. Kein Einverstandnis oder keine Vollmacht des Auslan- | 10, Straftaten von erheblichem Gewicht; §§53,54 AufenthG
ders; 12. Keinerlei Gesichtspunkte hinsichtl. dringender humanitarer/personlicher Griinde ; 13. ; INE S ; =
Keine nachtréagliche Anderung des Sach-/Rechtslage bei bereits vorheriger Befassung der HFK 11. wiederholter oder gréblicher Verstolh gegen Mitwirkungspflicht, Tauschung etc.
06. § 3 HFKG / § 4 GO: GS be]m IM / ebenSO VOI‘prUfungSA (1X GS, 2x NGO-MltglledeI’ der GS be]m Innenministerium (Zugleich Vorprufungsgremium)
HFK) - kein einheitliches Votum des VorP = Vorlage an die HFK
07. |56 HFKG - GS ersucht, soweit erforderlich, ABH bis abschlieBendem Votum von §§ 3 (2) HFKLVO M-V, § 2 (2) GO- keine aufenthaltsbeendenden MaBnahmen fiir die Dauer des
aufenthaltsbeendenden MaBnahmen abzusehen - Erlass des HMdI vom 14.11.2008 - | Hartefallverfahrens - sofern keine Ausschlussgriinde vorliegen, fordert Geschéaftsstelle ABH unver-
Aussetzung wenn nach Vorpriifung feststeht, dass Behandlung erfolgen wird ziiglich auf, fiir die Dauer des Verfahrens von aufenthaltsbeendenden MaRnahmen abzusehen
08. |87 (1) HFKG / §7 (2) GO - 2/3-Mehrheit der gesetzlich bestimmten Mitglieder § 7 (1) HFKLVO M-V - Zustimmung von mind. fiinf Mitgliedern / § 7 (2) GO: qualifizierte Mehrheit
09. |89 HFKG: Beschliisse der HFK unterliegen keiner gerichtlichen Nachpriifung § 4 (5) HFKLVO M-V: kein formlicher Rechtsbehelf
10. |88 7 (4), 8 (2) HFKG: durch das Innenministerium; bei geplanter Ablehnung ist die § 8 HFKLVO M-V - durch das Ministerium fur Inneres und Sport
HFK vorab zu informieren - § 9(2) GO- GS unterrichtet HFK bei geplanter Ablehnung;
- siehe Pkt.05 - § 8a HFGK Ausschluss der Anordnung !!
11. | Statistiken vom 21.04.2006 bis 18.12.2009 (TB fiir 2006; Zahlen 2008 enthalten in - Tatigkeitsberichte ab 01.01.2005 bis 31.12.2011 online erhaltlich

Antwort der LandesReg; DrS.: 18/808) -- TB ab 2009 online erhaltlich; 2011 unter:
http://www.hmdis.hessen.de/irj/serviet/prt/portal/prtroot/slimp.CMReader/HMdI_15/HMdI_Internet
/med/e91/e91497b4-6333-8317-9cda-a2b417c0cf46,22222222-2222-2222-2222-222222222222

- keine Befristung im HFKG vom 14.12.2009

TB 2011 unter: http://service.mvnet.de/_php/download.php?datei_id=56253
- Befristung wurde mit AnderungsVO vom 30. 11.2009 (GVOBL. M-V S. 679) aufgehoben




9.NIEDERSACHSEN

10.NORDRHEIN-WESTFALEN

01. |- Vorsitzendes Mitglied (Innenministerium; ohne Stimmrecht) - LeiterIn der Geschaftsstelle = Vorsitzende/r (mit Stimmrecht - 1)
- Vertreter des Landkreis- und Stadtetages (je 1 =2) - Ministerium fur Arbeit, Integration und Soziales NRW (1)
- vom IM berufen: - Auslanderbehérde (1) STAAT: 3
- *Unternehmerverbande (1) JRomisch-katholische Kirche (1) T
- *Gewerkschaftsverbande (1 - derzeit GdPolizei !) ) Evan]gelische Ki]rche (1]) M
;Kargalh _‘éE[?t]’r_\_f_-a]'?jti_r_Ktél_t_-_Kgm_m_g?}llf?g??_,iﬁ_gg_@_tj9_n_S_-_,fllp_ﬂ_gh%ip_%s_?j[l?_egﬁskT_é{\T3 LI - Liga der Freien Wohlfahrtsverbande (1)
- Personlichkeiten des Landes, derzeit H. Horst Horrmann - Prasident des - e ;
’ - Flichtl t NRW (1
Landesverbandes Niedersachsen, Minister a. D., seit Juli 2012 (1) - PrL(])cAsy]ln(gf)ra "
- Evangelische + Katholische Kirche (je 1 = 2) - Arzteschaft (1) NGO: 6
- Liga Freie Wohlfahrtsverbdnde (0 - ausgeschieden Juni 2012) NGO: 3 :
02. | auf Vorschlag der entsendenden Institutionen; *Berufung durch IM-Nds !! auf Vorschlag der entsendenden Institutionen, Berufung durch den Innenminister
03. |52 (4) NHarteKVO - auBer vorsitzendem Mitglied alle ehrenamtlich tatig § 2 (2) HFKVO - sollen Erfahrungen in Auslander- und Fluchtlingsarbeit haben
04. |§4 (1) - im Wege einer schriftlichen Eingabe durch ein HFK-Mitglied oder des/der betroffenen | Befassung erfolgt in der HFK grundsatzlich auf schriftlichen Antrag an die GS, einzu-
Auslanders/In - seit 01.01.2010: Eingaben mdglich auch unmittelbar bei der GS der HFK reichen auch durch betroffene Personen / ABH konnen der GS Einzelfalle vorlegen
§ 5 (1) Das vorsitzende Mitglied, das Vorpriifungsgremium oder die Kommission selbst ent- (Pkt.2 GO) / - 88 3 (2) / 4 (2) HFKVO: GS holt vorher Stellungnahme + fachrechtli-
scheiden uiber Vorliegen der Voraussetzungen zur Befassung ches Votum der AB ein
05. |85 (2) 1-7 NHarteKVO zwingend: 1. nicht in BRD aufhaltend, Aufenthalt unbekannt - 2. ABH |8 5 Abs.1 HFKVO (1.-7.: zwingend) § 5 Abs.2 HFKVO (8.-13. "soll")
des Landes nicht zustandig - 3. Person nicht vollziehbar ausreisepflichtig - 4. Termin fiir 1. nicht in der BRD aufhaltend /
Abschiebung steht bereits fest bzw. ist verstrichen [seit 30.11.2011 Informationspflicht der 2. ABH NRW nicht zustandig /
ABH an Duldungsinhaber Uber HFK-Mdglichkeit] - 5. A-Haft angeordnet wurde - 6. in letzten | 3, nicht vollziehbar ausreisepflichtig /
3 J. wg vorsatzlicher Straftat 90 TS oder 3 Monate - 7. anhangiges Petitionsverfahren 4. keinen ordnungsgemaBen Wohnsitz in NRW /
§5 (3) 1-4 in der Regel Nichtannahme, es sei denn auBergewdhnliche Umsténde: 1. ab- 5. Abschiebungsanordnung nach § 58a AufenthG /
schliebende Entscheidungen LTag, HFK Uber Eingabe oder Fristablauf ohne Anderung Sach- + | ¢ Versagungsgrund nach § 5 (4) AufenthG /
Rechtslage - 2. ausschlieBlich durch BAMF zu priifende Griinde - 3. in letzten 3 J. wg vorsatz- | Ausweisung gem. § 53 AufenthG /
licher Straftaten mind. 6 Monate Jugendstrafe - 4. Eingabe ohne offensichtlichen Erfolg 8. Aufenthalt entgégen s 11 AufenthG
§ 6 (1) 1-4, (3) NHarteKVO "in der Regel kein Hartefall” 1. Ausweisung nach §§ 53, 54, 55 9' AE kann noch anderweitig erreicht werden
(2) Nr.8 AufenthG oder Abschiebeanordnung nach § 58a AufenthG - 2. VerstoB gegen Mitwir- 16 zur Fahndune aus eschr%eben
kungspflichten - 3. Tauschung lber aufenthaltsrechtliche Umstande - 4. Bezug von Sozial- 11' Straftat s ﬁ’ blichem Gewicht
leistungen (es sei denn, Zustimmung Kommune bzw. Verpflichtungserklarung) - >trartaten von erneblichem Gewic
- Abs.3: ausschlieBlich durch BAMF zu priifende Griinde 12. Ausweisung gem. § 54 AufenthG
§ 6 Abs.1 S.2 NHirteKVO: “Haftung Familienmitglieder” - Ausschluss bei einem Familienmit- | 13- Termin fir Riickflhrung steht fest
glied nach § 5 (1) S.2 oder § 6 Nr.1-3 wirkt i.d.R. gegen andere Familienmitglieder !!
06. | GS beim Innenministerium (seit 2012 mit Vorprifungsausschuss) GS beim Innenministerium (ebenso der von GS unabhangige Vorpriifungsausschuss)
07. |85 (4) NHarteKVO - Zurickstellung aufenthaltsbeendender MaBnahmen bis zur Entschei- | VO ohne Angabe; Pkt.4 IM-Hinweise vom 20.01.2005: keine aufschiebende Wirkung
dung oder bis zum Ende des Verfahrens ("Empfehlung bzw. Bitte an die ABH, von aufenthaltsbeendenden MaBnahmen abzu-
sehen, im Regelfall fur nicht mehr als 8 Wochen");
08. |87 (2,3) - einfache-Mehrheit der stimmberechtigten Mitglieder (beschlussfahig bei mind.
7 Mitgliedern) § 6(3) HFKVO - einfache Stimmenmehrheit anwesender HFK-Mitglieder
09. | VO ohne Angabe - Begriindung VO: "kein Verwaltungsakt" § 1 (2) HFKVO + Pkt.4 GO - begriindet keine eigenen Rechte, kein Rechtsbehelf
10. | VO ohne Angabe § 7 (1) HFKVO - Ubertragung auf die Ausldnderbehorden !!
11. |- Tatigkeitsberichte ab 2007 bis 31.12.2011 online erhaltlich

- TB 2011 unter:
http://www.mi.niedersachsen.de/portal/live.php?navigation_id=14974&article_id=63033&_psmand=33
- (TB 2009) Konsens der HFK bzgl. positiver Ersuchen bei Fallen, welche allein knapp an
den Stichtagen der Bleiberechtsregelung gescheitert waren

- Befristung zum 31.12.2009 wurde aufgehoben mit Anderung zum 09.12.09

- Statistiken ab 01.01.2005 bis 31.12.2011
- keine Tatigkeitsberichte online erhaltlich

- Befristung zum 31.12.2009 aufgehoben und bis 31.12.2014 verlangert (Hinweis: in NRW
ist das gesamte Landesrecht grundsatzlich auf 5 Jahre befristet)




11.RHEINLAND-PFALZ

12.SAARLAND

01. | - Staatssekretarin Ministerium fur Integration, Familie, Kinder, Jugend, Frauen - MIFKJF | - v. Landtag bestelltes Mitglied als Vorsitzende/r (1)
(1) - Landkreistag des Saarlandes (1)
- Beauftragte der Landesregierung flir Migration + Integration (MIFKJF) (1) - Stadte- und Gemeindetages des Saarlandes (1) STAAT: 3
- stellv. Leiterin des Referats Auslanderrecht (MIFKJF) - (1) | e
- Burgerbeauftragte des Landes Rheinland-Pfalz (1) - Liga der Freien Wohlfahrtsverbinde (2)
- Stadtetag + Landkreistag Rheinland-Pfalz 2)* STAAT: 6 |- Evangelische Kirche (1)
- Evangelische Kirche - Katholische Kirche (2)* - Katholische Kirche (1)
- Liga freier Wohlfahrtsverbande (1)* - Saarlandischer Integrationsrat (1) NGO: 5
- Al-Landesbeauftragter fir Asylfragen (1) NGO:4 |7
* (§ 2 Abs.6 GO: Sitzungspauschale 25.-€ / Fahrkostenerstattung)
02. | auf Vorschlag der jeweiligen Organisationen - Berufung durch f. Auslanderwesen zust.M. |auf Vorschlag der jeweiligen Organisationen - Berufung durch Innenminister
03. |82 (4) HFKVO - Kenntnisse des Aufenthalts- / Asylrechts oder Erfahrungen in Migrations- | keine Angaben
und Fluchtlingsberatung
04. |8 3 (1) HFKVO - nur von einem Mitglied der HFK -- § 4 Abs.1 GO: formlose Eingaben - nur auf Vorlage durch mindestens einem Mitglied der HFK
Dritter sind zu priifen - das betr. Mitglied ist hier frei in seiner Entscheidung - 82 Nr.2 GO der HFK: Betroffenen werden Griinde der Nichtbefassung mitgeteilt
05. |83 (2) + § 4 HFKVO (1.-6. zwingend; 7.-11. "in der Regel") § 5 HFKVO "zwingend"
1. nicht in der BRD aufhaltend / 2. AB Rhl./Pf. nicht zustandig ] ) .
3. nicht vollziehbar ausreisepflichtig 1. ABH Saarland sind nicht zustandig
4. lediglich Griinde, die durch das BAMF zu priifen sind !! 2. nicht im Besitz einer giiltigen Duldung gem. 60a AufenthG
5. Absch1§bungsanordnung nach § 58a AufenthG oder 3. ausschlieBlich zielstaatsbezogene Griinde
Ausweisung nach § 53 AufenthG .
6. keine Anderung von Sach- / Rechtslage (bei Wiederholungsantrag) 4. Ausweisung gem. 5§53, 54, 55 Abs. 2 Nr. 1, 8a oder 8b AufenthG
7. Straftaten von erheblichem Gewicht 5. keine Anderung der Sach- oder Rechtslage
8. Vorliegen von Ausreisehindernissen selbst verschuldet s
9. Einreise unmittelbar vor HFK-Antrag illegal, visumsfrei o. mit Besuchsvisum 6. Antrag nach § 25 Abs. 4 oder 5 AufenthG moglich
10. Aufenthaltsverbot gemalB § 11 AufenthG
11. Regelausweisung gem. § 54 AufenthG
06. | GS bei Integrationsministerium - MIFKJF (81 Abs.2 GO: GS zugleich Vorprufungsgremium) | GS beim Innenministerium ( 8 2 GO: GS zugleich Vorprifungsgremium)
07. |83 (1) S.4 HFKVO - Antrag hat keine aufschiebende Wirkung keine Angaben in der VO - lt. Merkblatt der GS: Eingabe ist kein Rechtsbehelf, da-
ABER: Bitten des IM, keine Abschiebungen vorzunehmen, wird Folge geleistet ! her keine aufschiebende Wirkung, daher keine Aussetzung d. Abschiebung
08. [§5 (1) HFKVO - 2/3-Mehrheit der anwesenden HFK-Mitglieder § 6 (2) HFKVO - durch %-Mehrheit / bei Bezug von Sozialhilfe muss Stadt- o. Land-
(schriftliches Beschlussverfahren: 2/3 aller Mitglieder !) kreistag zustimmen !!
09. |83 (1) S.4 HFKVO - Antrag kein formlicher Rechtsbehelf VO ohne Angabe - lt. Merkblatt GS: "nicht justiziabel”
10. |durch das Ministerium fur Integration, Familie, Kinder, Jugend u. Frauen (MIFKJF) VO ohne Angabe
11. |- Statistiken ab 01.01.2006 bis 31.12.2011 - ausfuhrliche Tatigkeitsberichte mit Entscheidungskriterien bzw. Fallbeispielen

- keine Tatigkeitsberichte online erhaltlich

- Befristung aufgehoben durch Erlass der neuen HFKVO vom 05.04.2011

unter: http://www.haertefallkommission.saarland.de/13676.htm

- keine Information zur Aufhebung der Befristung



callto:05042011
http://www.haertefallkommission.saarland.de/13676.htm

13.SACHSEN
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14. SACHSEN-ANHALT

01. |- Staatsministerium des Innern (1) Vorschlagsberechtigt fur je 1 Mitglied und 1 Stellvertreterln sind:
- Staatsministerium fiir Soziales + Verbraucherschutz (1) - Landkreistag Sachsen-Anhalt (1)
- Sachsischer Stadte- und Gemeindetag e.V. (1) - Stadte- und Gemeindebund Sachsen-Anhalt (1)
- Sachsischer Landkreistage.V. (1) __ SmTn4 - Ministerium fiir Arbeit und Soziales (1)
- Evangelisch-Lutherische Landeskirche Sachsens (1) - Ministerium fur Inneres und Sport (1) STAAT: 4
- Bistum Dresden-MeiBen (1) - LIGA Freie Wohlfahrtspflege (1)
- Sachsischer Flichtlingsrat e.V. (1) - Fliichtlingsrat Sachsen-Anhalt (1)
- Liga der Freien Wohlfahrtspflege (1) NnGO:4 - Katholische Kirche Sachsen-Anhalt(1)
Auslanderbeauftragter fur die Dauer seiner Amtszeit (s. auch 02.) - Evangelischen Kirchen Sachsen-Anhalt (1) NGO: 4
02. | Auf Vorschlag o.g. Institutionen - Berufung durch den Innenminister auf Vorschlag der entsendenden Institutionen - Berufung durch den Innenminister
Auslanderbeauftragter freiwillige Mitwirkung, sofern Einverstandnis dem IM gegeben
03. | Kenntnisse des Aufenthalts- und Asylrechts oder Erfahrungen in der Fliichtlingsberatung | es "sollen” Kenntnisse Uiber Aufenthalts- + Asylrecht; oder Erfahrungen in der Fliicht-
lingsberatung vorhanden sein
04. | - ausschlieBlich durch ein Mitglied der HFK - ausschlieBlich durch ein (stellvertretendes) Mitglied der HFK
05. |53 (1), (3) HFKVO - zwingend (1.-7.) / § 3 (2) HFKVO - "in der Regel" (8.-10.)
1. ABH Sachsen nicht zustandig -- 2. nur Griinde, die bereits in einem Gerichts- oder Petiti- § 6 HFKVO
onsverfahren ub_erpruft wurden -- 3 h.msmht“Ch Vollziehbarkeit der Aus.relse.‘.)fhc.ht Verwal- | 4 i den letzten 3 Jahren Verurteilung zu einer Jugend- oder Freiheitsstrafe (mind.
tungs- oder Gerichtsverfahren anhangig -- 4. erneuter Antrag obwohl keine giinstigere Ande- 6 Monate oder 180 Tagessitze)
rung der Sach- oder Rechtslage -- 5. lt. BZR in den letzten 5 Jahren vorsatzliche Straftaten . S .
[abschlieBend aufzihlender 14-Punkte-Katalog, u.a. gegen Verfassung, Gefahrdung der De- 2. Ausweisung gem. 5§ 53, 54 AufenthG o. Versagung des Aufenthaltstitels gem. § 5
mokratie, schwerer Landfriedensbruch, Bildung krimineller o. terroristischer Vereinigung, (4) AufenthG
gegen sexuelle Selbstbestimmung, Mord, Menschenhandel etc.] -- 6. Ausweisungsgrund 8§ 54 | 3. wiederholt oder groblich gegen Mitwirkungspflichten verstoBen hat o. verstoBt /
Nr.5, 5a 0. 6 AufenthG, bereits danach ausgewiesen o. Abschiebungsandrohung ergangen -- | 0. beharrlich liber aufenthaltsrechtlich bedeutsame Umsténde getduscht hat
7. 53 (3) HFKVO - lediglich durch BAMF zu priifende Griinde L , (insb. bei Passbeschaffung lt. Merkblatt des IM)
8. lt. BZR in letzten 5 Jahren vorsatzliche Straftat mit Jugend- o. Freiheitsstrafe mind. 6 4 Fahnd hrieb " B Untertauchens: Lt. Merkblatt des IM
Monate o. Geldstrafe mind. 180 TS -- 9. anhangiges Petitionsverfahren -- 10. in absehbarer - zur Fahndung ausgeschrieben ("z.B. wegen Untertauchens’; It. Merkblatt des IM)
Zeit nicht in der Lage, Lebensunterhalt zu sichern [es sei denn, Einverstandniserklarung der
offentlichen Trager oder Verpflichtungserklarung liegt vor]
-- §4 Abs.1 S.3 HFKVO - Auslander muss datenschutzrechtliche Einwilligung erklart haben
06. | VO ohne Angabe; lt. § 5 GO der HFK: GS beim Innenministerium Weisungsunabhangige Geschaftsstelle Im Innenministerium. Sie bereitet die Sitzun-
gen der Kommission vor. Eine Vorprufung der Antrage erfolgt nicht.
07. |'s 4 Abs.5 HFKVO: Fiir die Dauer des Verfahrens werden unmittelbare RiickfilhrungsmaBnah- | Grundsatzlich keine aufschiebende Wirkung. , )
men ... ausgesetzt; Vorbereitungshandlungen bleiben davon unberiihrt Das Innenministerium ordnet die Aussetzung der Abschiebung jedoch dann an, wenn
keine Ausschlussgriinde nach § 6 HFK-VO vorliegen
08. |§ 4 Abs.4 HFKVO: 2/3 - Mehrheit der stimmberechtigten HFK-Mitglieder (auch der nicht |§ 5 Abs.2 HFKVO: 2/3 - Mehrheit der stimmberechtigten HFK-Mitglieder (auch der
anwesenden !! = faktische %-Mehrheit) - beschlussfahig > 50% nicht anwesenden !! = faktische 3-Mehrheit)
09. | VO ohne Angabe VO ohne Angabe - Begriindung zu § 4: "nicht justiziabel”
10. |§ 2, § 4 Abs.6 HFKVO: durch das Innenministerium (mit schriftlicher Begriindung an HFK) | VO ohne Angabe
11. | - Statistiken ab 2005 bis 31.12.2011 - Tatigkeitsberichte ab 2005 bis 31.12.2011

- keine Tatigkeitsberichte online erhaltlich

- Befristung zum 31.12.2009 wurde aufgehoben mit Anderung zum 11.12.09

- TB 2011 unter: http://www.sachsen-anhalt.de/index.php?id=51862

- Befristung zum 31.12.2009 wurde aufgehoben mit Anderung zum 21.04.09
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15. SCHLESWIG-HOLSTEIN 16. THURINGEN
01. |- Vorsitz Mitglied des Ministeriums fiir Justiz, Gleichstellung und Integration (MfJGI)* - Staatssekretar fur Auslanderrecht zustandige Ministerium (Vorsitz ohne Stimm-
(einer der zwei HFK-benannten Mitglieder) recht)
- Ministerium Justiz, Gleichstellung und Integration (2)* - Vorsitzender des Petitionsausschusses (1)
* bis 31.12.2012 - ab 01.01.2013 wieder aus dem Innenministerium - Vertreter des Gemeinde- und Stadtebundes (1)
- Arbeltsgemenschaft kommunaler Landesverbinde @) StaaT:4 - Vertreter des Landkreistages (1)
- Katholisches Erzbistum Hamburg (1) - Auslénderbeauftragter des MfSFG (1) STAAT: 4
- Nordelbische Evangelisch Lutherische Kirche. (1) _-__Ké_th_dl_i_s_c_ﬁé_k_il_’&h_e__(_1_5 """""""""""""""""""""""""""""""""""""""
- Arbeitsgemeinschaft der Freien Wohlfahrtsverbande - Deutsches Rotes Kreuz (1) ; ; ;
- Arbeitsgemeinschaft der Freien Wohlfahrtsverbande - Arbeiterwohlfahrt (1) } Eyangellschg Kirche (1) "
s . . . . Liga der Freien Wohlfahrtsverbande (1)
- Turkische Gemeinde Schleswig-Holstein / Amnesty International - Landesarztekammer (1) NGO: 4
(1 - alternierende Stellvertretung) '
- Fliichtlingsrat Schleswig-Holstein (1) NGO: 6
02. | auf Vorschlag der entsendenden Institutionen, Berufung durch das Innenministerium auf Vorschlag der entsendenden Institutionen, Berufung durch fiir Auslanderrecht
zustandigem Ministerium
03. | - Mitarbeit von Personen mit Migrationshintergrund angestrebt VO ohne Angabe
- Kommission soll paritatisch mit Mannern und Frauen besetzt sein
04. | - sowohl durch Anrufung von Auslanderinnen als auch durch bevollmachtigte Dritte !! - nur durch mind. einem Mitglied der HFK
05. |§ 13 HFKVO "zwingend" -- 1. ABH Schleswig -Holstein nicht zustandig -- 2. wenn Ziel in | § 5 Abs.1 HFKVO "zwingend"
anderem aufenthaltsrechtlichen oder Asylverfahren erreicht werden kann oder konnte 1. nicht in der BRD aufhaltend
(insb. bei ausschlieBlich Angabe von zielstaatsbezogenen Griinden) 2. ABH Thiiringen sind nicht zustandig
§ 16 (3) HFKVO "in der Regel" 3. Straftat von erheblichem Gewicht gem. §8 53, 54 Au- 3. nicht vollziehbar ausreisepflichtig
fenthG 4. ausschlieBlich zielstaatsbezogene Griinde (!!)
Pkt.3 der GO "in der Regel": 4. Aufenthalt ohne Aufenthaltstitel; 5. Tatbestand §§ 53, 5. Ausweisung gem. §8 53, 54, 55 Abs.2 Nr.1 o. 8 AufenthG
54, 58a AufenthG erfullt; 6. nicht nur kurzfristiger (> 6 Mon.) unrechtmaBiger Aufent- 6. zur Fahndung ausgeschrieben
halt; 7. Anrufung der HFK "offensichtlich missbrauchlich”; 8. Verfahren, Ausreise "offen- | 7. keine Anderung der Sach- und Rechtslage
sichtlich missbrauchlich” verzogert
06. | GS beim InnenM (eigenstandiger Vorprufungsausschuss - 2 von HFK gewahlte Personen) GS beim fir Auslanderrecht zustandigen Ministerium (kein Vorprifungsausschuss)
07. | VO ohne Angabe / GS kann ABH informieren und bittet im Regelfall um Aussetzung der VO ohne Angabe -Aussetzung erfolgt in der Praxis, sofern Abschiebung nicht unmit-
Abschiebung / ABH ist nicht an Weisung diesbeziiglich gebunden telbar bevorsteht o. terminiert werden muss (z.B. wg. Ablauf notwend. Dokumente)
08. | § 15 Abs.1 HFKVO mit einfacher Mehrheit der anwesenden Mitglieder § 6 Abs.3 HFKVO: 2/3 - Mehrheit der stimmberechtigten HFK-Mitglieder (auch der
nicht anwesenden !! = faktische %-Mehrheit)
09. | Anrufung selbst ist kein Rechtsbehelf VO ohne Angabe
10. | durch den Innenminister durch fur Auslanderrecht zustandigen Minister
11. | - Tatigkeitsberichte ab 01.01.2005 bis 31.12.2011 - Statistiken 2005 bis 31.12.2011;

- alle TB unter: http://www.schleswig-
holstein.de/MJGI/DE/Zuwanderunglntegration/Haertefallkommission/Allgemeines/Allgemein_node.html

- Verfahrensgrundsatze enthalten Schilderung von Kriterien, welche zu einem positiven Ersu-
chen fiihren konnen

- ab 01.01.2010: Zustandigkeit verlagert in MJGI (Mitglieder aus fachspezifischen Abteilungen
wie z.B. "Gleichstellung v. Frauen u. Mannern, Migrationsangelegenheiten, Asylrecht; Abbau
hauslicher Gewalt")

- eine Befristung war von vorneherein nicht gegeben; Entfristung daher nicht notwendig

- keine Tatigkeitsberichte online erhaltlich
- Statistiken zum Teil online erhaltlich unter
http://www.thiringen.de/de/tim/aktuell/presse/30357/uindex.html

- VO 08.12.2009 - Verlangerung bis zum 31.12.2014 (standardisierte Befristung von
funf Jahren)



http://www.schleswig-holstein.de/MJGI/DE/ZuwanderungIntegration/Haertefallkommission/Allgemeines/Allgemein_node.html
http://www.schleswig-holstein.de/MJGI/DE/ZuwanderungIntegration/Haertefallkommission/Allgemeines/Allgemein_node.html
http://www.thüringen.de/de/tim/aktuell/presse/30357/uindex.html

@ Tatigkeitsberichte (TB) der einzelnen HFK — Uberblick Statistiken bis 31.12.2011 nach Fallzahlen
Abk. "kA" = keine Angaben / (Personenzahl) bei kumulierten Werten
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Baden-Wirttemberg 05/06| 2007 | 2008 | 2009| 2010| 2011 | kumuliert (P) Bayern 05/06 | 2007 | 2008 | 2009 | 2010 | 2011 | kumuliert (P)
Eingange 1.269| 116 113, 97, 93 98| 1.786| (5.848) Eingénge 71 98| 132 204 190} 695| (1.450)
beraten 721| 131 75| 73| 66 63| 1.129| (3.747) beraten in 21, 36|, 56 59 52| 224| (496)
Ersuchen 288 51| 33| 43| 34 36] 485| (1.480) Ersuchen 2007 19| 32| 51 49 43 194| (452)
noch nicht entschieden 0 1 0 0 0 1 2 (5) Stattgaben ent- 19 32 51 49 37] 188| (437)
Stattgaben 263| 44| 30| 43 30 35] 445| (1.348) IM noch nicht entschieden halten 0 0 0 0 6 6 (15)
Nichtstattgaben 25 6 3 0 4 0 38| (126) Nichtstattgaben 0 0 0 0 0 0 (0)
Quote Anteil Beratungen zu Eingédngen kumuliert:  63,21% Quote Anteil Beratungen zu Eingdngen kumuliert: 32,23%

IM erlautert HFK eine Nichtstattgabe
Berlin 05/06| 2007 | 2008 | 2009| 2010| 2011 | kumuliert (P) Brandenburg 05/06 | 2007 | 2008 | 2009 | 2010 | 2011 | kumuliert (P)

Eingange kA kA | kA | kA KA |kA kA kA Eingénge 73] 23| 28| 18 25 42) 209| (458)
beraten 833| 221| 210| 245| 258| 227] 1.994| (4.439) beraten 48 17| 18| 13 11 23] 130 KA
anderweitige Erledigung 200 44 44 33 27 171 365 (728) Ersuchen 38 11 16 12 9 191 105 (242)
Ersuchen 564| 154| 140| 196| 213| 196| 1.463| (3.400) Stattgaben 32, 10, 16, 12 9 17 96| (217)
Stattgaben 344, 92 96| 133| 127| 137] 929| (2.267) Nichtstattgaben 4 1 0 0 0 1 6 (16)
Nichtstattgaben 220 62| 44| 63| 86 59| 534| (1.133)
Quote Anteil Beratungen zu Eingangen kumuliert: keine Angabe Quote Anteil Beratungen zu Eingangen kumuliert: 62,20%
Nichtstattgaben durch IM: hdchste Ablehnungsquote des IM (36,5 %) IM erlautert HFK eine Nichtstattgabe

Bremen 05/06 | 2007 | 2008 | 2009 2010| 2011 | kumuliert (P) Hamburg 05/06 | 2007 | 2008 | 2009| 2010 | 2011 | kumuliert (P)
Eingange 10 8 0 4 6 4 32 (59) Eingénge 75 32, 30, 23 19 21| 200| (493)
beraten 5 6 1 4 7 2 25 (54) noch nicht behandelt 0 0 0 0 0 2 2| kA
abschlie3end beraten 4 5 1 3 6 2 21 (46) beraten 75| 32 30 23 19 19| 198| (493)
Ersuchen 4 5 1 3 4 2 19 (44) Ersuchen 48 4 16 11 12 8 99| (241)
Stattgaben 4 5 1 3 4 2 19 (44) Stattgaben 48 4 16 11 11 8 98| (240)
Nichtstattgaben 0 0 0 0 0 0 0 0) Nichtstattgaben 0 0 0 0 1 0 1 (2)
Quote Anteil Beratungen zu Eingangen kumuliert:  78,13% Quote Anteil Beratungen zu Eingédngen kumuliert:  99%

Hessen *)s. S.14 05/06| 2007 | 2008 | 2009| 2010 2011 | kumuliert (P) Mecklenburg-Vorpommern | 05/06 | 2007 | 2008 | 2009| 2010 | 2011 | kumuliert (P)
Eingange 129 85 36| 89| 80 58| 477 (914) Eingange 76 6/ 154 15 18 12] 142| (288)
beraten 63 29 20 74| 49 47] 282| (365) anderweitige Erledigung 39 4 6 5 4 8 66| kA
Ersuchen 36 16 12 51 33 38] 186 (263) abschlielRend beraten 37 1 11 11 13* 3 76 (186)
Stattgaben 32 15 11, 49 25 17y 149 (191) Ersuchen 21 1 6 3 8* 2* 41 (109)
noch nicht entschieden 1 7 21 29 (70) Stattgaben 17 1 5 1 7 1 32 (85)
Nichtstattgaben 4 1 1 1 1 0 8 kA Nichtstattgaben 4 0 1 2 1 1 9 (24)

(P) Personenanzahl kumuliert: Angaben erstmalig ab 2009 !
Quote Anteil Beratungen zu Eingangen kumuliert:  59,12%
IM erlautert HFK eine Nichtstattgabe

*unterschiedliche Entscheidungslagen (unterschiedliche Ergebnisse Fall/Personen)
Quote Anteil Beratungen zu Eingangen kumuliert:

(bei anderweitigen Erledigungen insg.: 66 Falle)

100,00%
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Niedersachsen 05/06| 2007 | 2008 | 2009 2010| 2011 | kumuliert (P) Nordrhein-Westfalen 05/06 | 2007 | 2008 2009 | 2010 | 2011 | kumuliert (P)
Eingange HFK | 117| 42| 141| 264 116] 680 (623) Eingénge 1.756| 305| 250 345/ 317 256] 3.229| kA
anderweitige Erledigung erst | kA | kA 180| 65 471 292| KA sonstige Erledigungen 326 102 40 72] 540 kA
beraten ab 12| 19| 32| 68| 103] 234| KA beraten 1.272| 303| 164| 279 131 286] 2.435] kA
Ersuchen Aug. 6| 12| 27, 40 51| 136| (182) Ersuchen 240| 46| 67| 106 64| 157] 680| kA
Stattgaben 2006 5 9 15 32 49] 110| (167) noch nicht entschieden 115| -86 1| 46 46| 100] 222| KA
Nichtstattgaben 1 3 0 4 6 14] kA Stattgaben 109| 132 66 60 18 57) 442 kA
(P) Personenanzahl kumuliert: Angaben erstmalig ab 2010! Nichtstattgaben 16 0 0 0 0 0 16| kA
Quote Anteil Beratungen zu Eingangen kumuliert: 60,31%
Die von der HFK getroffenen Entscheidungen beziehen sich zum Teil auf Eingaben, die bereits Quote Anteil Beratungen zu Eingdngen kumuliert: 90,55%
im Vj. eingegangen sind. Auch konnten nicht alle Eingaben aus 2011 beraten werden und (abzgl. anderweitiger Erledigung insgesamt 540 Falle)
sind deshalb noch offen. Anzahl offener Eingaben 31.12.2011 nachtréglich nicht ermittelbar.

Rheinland-Pfalz 05/06| 2007 | 2008 | 2009 2010| 2011 | kumuliert (P) Saarland 05/06 | 2007 | 2008 | 2009 2010 | 2011 | kumuliert (P)
Eingange 116 24| 10| 11} 10 21 192 (647) Eingénge 173 17| 13| 18 17 7| 245| (788)
beraten 100 21} 11} 11| 10 20 173| (596) beraten 101 14| 16 7 11 15] 164| (509)
Zurlckstellung 0 0 0 3 0 1 4 (120) Ersuchen 71 13 12 3 9 13 121 (381)
Ersuchen 39 6 3 6 3 10 67| (226) Stattgaben 59, 12 8 1 5 10 95| (299)
Stattgaben 39 6 3 6 3 10 67| (226) noch nicht entschieden 0 0 2 1 0 1 4 (14)
Nichtstattgaben 0 0 0 0 0 0 0 (0) Nichtstattgaben 11 1 2 1 4 1 20 (65)
Quote Anteil Beratungen zu Eingangen kumuliert:  90,10% Quote Anteil Beratungen zu Eingangen kumuliert: 66,94%

Sachsen 05/06| 2007 | 2008 | 2009 2010| 2011 | kumuliert (P) Sachsen-Anhalt 05/06 | 2007 | 2008 | 2009 2010 | 2011 | kumuliert (P)
Eingénge 55| kA | kA | kA | kA kA kA Eingénge 60, 26, 12, 11 18 14] 141 (478)
beraten 43| 11, 16/ 20/ 20 26 136| (396) beraten 49, 25| 18 8 14 12] 126| kA
Ersuchen 28 9 12 15 17 21] 102 (306) Ersuchen 17 6 8 4 9 7 51| kA
Stattgaben 21 9 9 10 17 20 86 (264) noch nicht entschieden 0 0 0 0 3 3 6] kA
Nichtstattgaben 4 0 3 2 0 1 10 (42) Stattgaben 16 6 8 4 9 7 501 (204)
Nichtstattgaben 1 0 0 0 0 0 1l kA
Quote Anteil Beratungen zu Eingangen kumuliert: keine Angabe Quote Anteil Beratungen zu Eingangen kumuliert: 89,36%
Schleswig-Holstein 05/06 | 2007 | 2008 | 2009 2010| 2011 | kumuliert (P) Thiiringen 05/06 | 2007 | 2008 | 2009 | 2010 | 2011 | kumuliert (P)

Eingange 300 63| 45| 48| 37 43] 536| (1.223) Eingange 139 33| 29| 29 48 38| 316| (1.023)
beraten 185 23 24| 26 19 25] 302 (720) beraten 111 32 23 26 43 33] 268 (871)
Ersuchen 95 10 7 9 12 14] 147 (313) anderweitige Erledigung 0 9 4 6 9 3 31 (95)
Stattgaben 86 8 7 9 12 14y 136| (288) Ersuchen 71 19 12 18 26 29] 175 kA
IM nicht abschlieRend entschieden 0 0 0 0 0 0 0 (0) Stattgaben 56 17 10 17 23 23] 146 (464)
Nichtstattgaben 9 2 0 0 0 0 11 (25) Nichtstattgaben 14 2 2 1 3 6 28| kA
Quote Anteil Beratungen zu Eingangen kumuliert:  56,34% Quote Anteil Beratungen zu Eingangen kumuliert: 84,81%




® Differenzierte Gesamtstatistiken 2005 - 2011
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Ersuchen / Beraten = Anzahl der Ersuchen im Verhaltnis zu beratenen Fallen
Stattgaben / Ersuchen = Anzahl der Stattgaben im Verhaltnis zu Ersuchen
Detailgraphiken zu dieser Tabelle bzgl. der einzelnen Bundeslander S.19 - 22
1) Félle in % Bundeslénder 2005/2006 2007 2008 2009 2010 2011 Kumuliert
Ersuchen Stattgaben | Ersuchen Stattgaben Ersuchen Stattgaben Ersuchen Stattgaben Ersuchen Stattgaben Ersuchen Stattgaben Ersuchen Stattgaben
Beraten Ersuchen | Beraten  Ersuchen Beraten Ersuchen Beraten Ersuchen Beraten Ersuchen Beraten Ersuchen Beraten Ersuchen
Baden-Wiirttemberg 39,94% 91,32%| 38,93% 88,00% 44,00% 90,91% 58,90%  100,00% 51,52% 88,24% 57,14%  100,00% 42,96% 92,13%
Bayern 0,00% 0,00%| 90,48%  100,00% 88,89%  100,00% 91,07%  100,00% 83,05%  100,00% 82,69%  100,00% 86,61%  100,00%
Berlin 89,10% 60,99%| 87,01% 59,74% 84,34% 68,57% 92,45% 67,86% 92,21% 59,62% 93,33% 69,90% 89,81% 63,50%
Brandenburg 79,17% 84,21% 64,71% 90,91% 88,89% 100,00% 92,31% 100,00% 81,82% 100,00% 82,61% 89,47% 80,77% 91,43%
Bremen 100,00%  100,00%| 100,00%  100,00% 100,00%  100,00% 100,00%  100,00% 66,67%  100,00% 100,00%  100,00% 90,48%  100,00%
Hamburg 64,0000  100,00%| 12,50%  100,00% 53,33%  100,00% 47,83%  100,00% 63,16% 91,67% 42,11%  100,00% 50,00% 98,99%
Hessen *) 57,14% 88,89%| 55,17% 93,75% 60,00% 91,67% 68,92% 98,00% 67,35% 96,15% 80,85%  100,00% 65,96% 94,90%
Mecklenbg-Vorp. 56,76% 80,95%]| 100,00%  100,00% 54,55% 83,33% 27,27% 33,33% 61,54% 87,50% 66,67% 50,00% 53,95% 78,05%
Niedersachsen 0,00% 0,00%| 50,00% 83,33% 63,16% 75,00% 84,38% 55,56% 58,82% 80,00% 49,51% 96,08% 58,12% 90,16%
Nordrhein-Westfalen 18,87% 87,20%| 15,18%  100,00% 40,85%  100,00% 37,99%  100,00% 48,85%  100,00% 54,90%  100,00% 27,93% 96,51%
Rheinland-Pfalz 39,00%  100,00%| 28,57%  100,00% 27,27%  100,00% 75,00%  100,00% 30,00%  100,00% 52,63%  100,00% 39,64%  100,00%
Saarland 70,30% 83,10%| 92,86% 92,31% 75,00% 80,00% 42,86% 50,00% 81,82% 55,56% 86,67% 83,33% 73,78% 81,20%
Sachsen 65,12% 75,00%| 81,82%  100,00% 75,00% 75,00% 75,00% 66,67% 85,00%  100,00% 80,77% 95,24% 75,00% 84,31%
Sachsen-Anhalt 34,69% 94,12%| 24,00%  100,00% 44,44%  100,00% 50,00%  100,00% 81,82%  100,00% 77,78%  100,00% 42,50% 98,04%
Schleswig-Holstein 51,35% 90,53%| 43,48% 80,00% 29,17%  100,00% 34,62%  100,00% 63,16%  100,00% 56,00%  100,00% 48,68% 92,52%
Thiiringen 63,96% 78,87%| 82,61% 89,47% 63,16% 83,33% 90,00% 94,44% 76,47% 88,46% 96,67% 79,31% 73,84% 83,43%
62,50% 90,32%

*) Die Zahlen der Hessischen HFK sind unter dem besonderen Gesichtspunkt zu sehen, als dass die Zusammensetzung dieser HFK die meisten

Veranderungen im Lauf der Jahre ab 2005 im Gegensatz zu den HFK aller anderen Bundeslander erfahren hat:
2005 - 30.09.2008:

HFK bestand aus 19 Landtagsabgeordneten
Gesetz 30.09.2008 - 18.12.2009: keine Abgeordneten mehr, stattdessen 10 NGO + 7 staatlich/kommunale Vertreter (insg. 17 Mitglieder)
Gesetz14.12. 2009 - 31.12.2011: Hinzunahme von 5 LT-Abgeordneten + 10 NGO + 8 staatlich/kommunale Vertreter (insg. 23 Mitglieder)
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Detailgraphiken zu dieser Tabelle S.23

2a) nach Anzahl der Ersuchen im Verhaltnis zu beratenen Fallen

2b) nach Anzahl der Stattgaben im Verhaltnis zu Ersuchen

2005 - 2011 2005 - 2011

Ersuchen Stattgaben Ersuchen Stattgaben

Beraten Ersuchen Beraten Ersuchen
Bremen 90,48% 100,00% Bremen 90,48% 100,00%
Berlin 89,81% 63,50% Bayern 86,61% 100,00%
Bayern 86,61% 100,00% Rheinland-Pfalz 39,64% 100,00%
Brandenburg| 80,77% 91,43% Hamburg 50,00% 98,99%
Sachsen 75,00% 84,31% Sachsen-Anhalt 42,50% 98,04%
Thiiringen 73,84% 83,43% Nordrhein-Westfalen 27,93% 96,51%
Saarland 73,78% 81,20% Hessen 65,96% 94,90%
Hessen 65,96% 94,90% Schleswig-Holstein 48,68% 92,52%
Niedersachsen 58,12% 90,16% Baden-Wiirttemberg 42,96% 92,13%
Mecklenburg-Vorpommern 53,95% 78,05% Brandenburg 80,77% 91,43%
Hamburg 50,00% 98,99% Niedersachsen 58,12% 90,16%
Schleswig-Holstein 48,68% 92,52% Sachsen 75,00% 84,31%
Baden-Wiirttemberg 42,96% 92,13% Thiiringen 73,84% 83,43%
Sachsen-Anhalt 42,50% 98,04% Saarland 73,78% 81,20%
Rheinland-Pfalz 39,64% 100,00% Mecklenburg-Vorpommern 53,95% 78,05%
Nordrhein-Westfalen 27,93% 96,51% Berlin 89,81% 63,50%
Bundesdurchschnitt 62,50% 90,32% Bundesdurchschnitt 62,50% 90,32%
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® - 3) GESAMTSTATISTIK - IN% FALLE GEGENUBER PERSONEN

kA = keine vollstandigen Angaben iiber Personenzahl

Einige Bundeslander weisen in ihren Tatigkeitsberichten hinsichtlich einiger oder aller Faktoren (Eingaben, Beratungen, Ersuchen, Stattgaben) keine Angaben Uber die
Anzahl der jeweils betroffenen Personen pro Fall aus.

Insbesondere bzgl. Nordrhein-Westfalen sind keinerlei Angaben diesbezliglich erhaltlich.

Hessen begann in seinen Tatigkeitsberichten ab 2009 auch Angaben Uber betroffene Personen auszuweisen, Niedersachsen erstmals in seinem Tatigkeitsbericht 2010.
Soweit also Vergleiche zwischen Prozentzahlen von Fallen zu Personen maglich sind, ergeben diese jedoch - bis auf wenige Einzelfalle, etwa Mecklenburg-Vorpommem)
keine sehr wesentliche Unterschiede hinsichtlich der Ersuchen zu den Beratungen; sowie wie kaum Unterschiede bzgl. der Stattgaben

Graphik zu Spalte "Fille (Zahl) 2005-2011" auf S.24

Falle (Zahl) 2005 - 2011 Personen (Zahl) 2005 - 2011 Ersuchen/Beraten in % Stattgabe/Ersuchen in %
Beraten Ersuchen Stattgabe | Beraten Ersuchen Stattgabe | Falle Personen Falle Personen

Baden-Wiirttemberg 1.129 485 445 3.747 1.480 1.348 42,96% 39,50% 92,13% 91,39%
Bayem 224 194 188 49 452 437 86,61% 91,13% 100,00% 100,00%
Bertin * 1.629 1.463 929 3.711 3.400 2.267 89,81% 91,62% 63,50% 66,68%
Brandenburg 130 105 9% kA 242 217 80,77% kA 91,43% 89,67%
Bremen 21 19 19 46 44 44 90,48% 95,65% 100,00% 100,00%
Hamburg 198 9 98 493 241 240 50,00% 48,88% 98,99% 99,59%
Hessen? 282 186 149 365 263 191 65,96% 72,05% 96,18% 98,96%
Mecklenburg-Vorpommem 76 41 32 170 109 85 53,95% 64,12% 78,05% 77,98%
Niedersachsen 234 136 110 kA 182 167 58,12% kA 90,16% 98,24%
Nordrhein-Westfalen 2.435 680 447 kA kA kA 27,93% kA 96,51% kA
Rheinland-Pfalz 169 67 67 586 226 226 39,64% 38,57% 100,00% 100,00%
Saarland 164 121 95 509 381 299 73,78% 74,85% 81,20% 81,47%
Sachsen 136 102 86 39% 306 264 75,00% 77,27% 84,31% 86,27%
Sachsen-Anhalt 126 51 50 kA kA 204 42 50% kA 98,04% kA
Schleswig-Holstein 302 147 136 720 313 288 48,68% 43,47% 92,52% 92,01%
Thiringen 268 175 146 871 kA 464 73,84% kA 83,43% KA

7.523  4.071 3.088| 12.110 7.639 6.741| 62,50% 67,01% 90,40% 90,94%

"Berlin: Zahlen zu "Beraten’ beziehen sich auf S.12 abziiglich 'anderweitiger Erledigungen
2 Hessen: Personenangaben beziehen sich auf 2009-2011



® GESAMTZAHL VON AE (STATTGABEN) - NACH § 23a AufenthG VON 2005 - 2011

Graphik auf S.25

-17 -

1 2 3 4 5 6 7 8 9 10
Person . . Quote Ein- Anteil
Falle pro Personen m Il’te rBsRc: ne|: Aén:s]dlepsrlf) KZS ot 1? c3h KSt-Sch zu wohner  Hartefalle pro
Fall - Phed Anteil BL | 31.12.10* 1 Mio. EW

Baden-Wiirttemberg 445 3,03 1.348 16,13% 773 13,57% 12,815 125,83%|  10.754.000 125,35
Bayem 188 2,32 437 5,23% 348 6,11% 15,193 34,41%|  12.539.000 34,85
Berlin 929 2,44 2.267 27,12% 1.787 31,38% 5,038 538,27% 3.461.000 655,01
Brandenburg 9% 2,26 217 2,60% 86 1,51% 3,105 83,62% 2.503.000 86,70
Bremen 19 2,32 4 0,53% 36 0,63% 0,931 56,52% 661.000 66,57
Hamburg 98 2,45 240 2,87% 125 2,1% 2,545 112,79% 1.786.000 134,38
Hessen' 151 2,82 426 5,09% 267 4,6% 7,226 70,50% 6.067.000 70,19
Mecklenburg-Vorpommem 32 2,66 85 1,02% 38 0,67% 2,082 48 83% 1.642.000 51,77
Niedersachsen' 110 2,82 310 3,71% 160 2,81% 9,314 39,84% 7.918.000 39,18
Nordrhein-Westfalen' 442 2,82 1.240 14,84% 1.141 20,04% 21,442 69,20%| 17.845.000 69,51
Rheinland-Pfalz 67 3,3%7 226 2,70% 163 2,86% 4,813 56,17% 4.004.000 56,44
Saarland 95 3,15 299 3,58% 177 3,11% 1,231 290,53% 1.018.000 293,71
Sachsen 86 3,07 264 3,16% 159 2,7% 5,169 61,10% 4.149.000 63,63
Sachsen-Anhalt 50 4,08 204 2,44% 87 1,53% 2,929 83,32% 2.335.000 87,37
Schleswig-Holstein 136 2,12 288 3,45% 148 2,60% 3,372 102,17% 2.834.000 101,62
Thiiringen 146 3,18 464 5,55% 200 3,51% 2,795 198,60% 2.235.000 207,61

3.090 2,82 8.359 100% 5.695 100% 100,00 81.751.000

R (zu Spalte 3 + 4) Hessen, Niedersachsen weisen in den Statistiken nur bedingt bzw. NRW keine Personenzahlen hinsichtlich Stattgaben aus (s. S.16). Die angenommene Personenzahl in diesen
drei Bundeslandem resultiert aus durchschnittlicher Hochrechnung der tbrigen BL mit im Schnitt 2,82 Personen pro Fall. Nach dieser Hochrechnung hatten ca. 8.359 Personen insgesamt seit 2005
eine AE nach § 23a AufenthG erhalten, von denen Berlin, Baden-Wuirttemberg und NRW alleine nach wie vor knapp 60% aufgenommen haben.

) (zu Spalte 5) Lt. Antwort der Bundesregierung vom 06.02.2012 (DrS 17/8547) auf eine kleine Anfrage der LINKEN sollen zum 31.12.2011 insgesamt 5.695 Personen eine AE nach § 23a AufenthG
besessen haben. Dies ware - wie schon in den Vorjahren - ein erheblicher Unterschied zu den laut von den HFK herausgegebenen Zahlen. Diese Synopse stellt nur eine Aufaddierung der erteilten
AE dar, jedoch keine Veranderungen durch Wegzug, nachtragliches Aberkennen der AE oder Umwandlung in eine NE. Hierdurch und durch den Schatzfaktor bei Personenzahl bzgl. der Bundes-
lander Hessen, Niedersachsen und NRW diirfte diese Differenz zu erklaren sein.

3 (zu Spalte 7 + 8) Konigssteiner Schlissel - Quelle: http://www.gwk-bonn.de/fileadmin/Papers/koenigsteiner-schluessel-2011.pdf - Bei einem Vergleich der anteiligen Aufnahme von Hartefallen
(Spalte 4) mit diesem Schliissel ergibt sich eine Uber- bzw. Unteraufnahme gemaB Tabelle 8. Hiemach haben - wie schon im Vorjahr - Berlin (gefolgt von Saarland, Thiiringen und Baden-
Wiirttemberg) mit Abstand Uiberproportional und erstmalig Bayerm am meisten unterproportional (gefolgt von Niedersachsen, Mecklenburg-Vorpommem und Rheinland-Pfalz) mit Abstand unter-
proportional Hartefalle aufgenommen. Siehe Graphik S.25

4 (zu Spalte 9 + 10) - Quelle: http://de.statista.com/statistik/daten/studie/71085/umfrage/verteilung-der-einwohnerzahl-nach-bundeslaendern/ -- Verglichen mit der Bevdlkerungsdichte eines
Bundeslandes, Stand 31.12.2010, ist auch hier signifikant, dass Berlin (wieder gefolgt von Saarland, Thiiringen und Hamburg) proportional die meisten, und auch erstmalig Bayem (gefolgt von
Niedersachsen, Mecklenburg-Vorpommem und Rheinland-Pfalz) die wenigsten Hartefalle aufgenommen haben. Wenn auch bei derartigen Vergleichen Verzerrungsfaktoren - wie z.B. eine etwai-
ge groRzugigere Vergabe von Aufenthaltstiteln nach anderen Vorschriften (insb. Bleiberechtsregelung) in verschiedenen Bundeslandem oder hohere Auslanderanteile in Ballungsgebieten - zu
berticksichtigen sind, zeigen diese VergleichsgroRen doch eine recht deutliche Tendenz hinsichtlich des Umgangs mit Hartefallen bzw. der Aufnahmebereitschaft von Hartefallen. Si. Graphik S.25



@ HAUPTHERKUNFTSLANDER UND IHRE VERTEILUNG AUF DIE ERSTEN MEISTBETROFFENEN BUNDESLANDER ~18-

Die Angaben hinsichtlich der Hauptherkunftslander - soweit vorhanden - basieren zumeist auf Angaben hinsichtlich der Fall-Eingaben; nicht auf Ersuchen oder Statt-
gaben. Die Zahlen konnen nicht vollstandig wiedergegeben werden aufgrund der lickenhaften bzw. nicht deckungsgleichen Angaben in den Tatigkeitsberichten bzw.
veroffentlichten Statistiken (Berlin veroffentlicht bspw. diesbeziiglich keinerlei Zahlen; einige andere Bundeslander nur fragmentarisch; Bayern erst ab 2008; Nieder-
sachsen erst ab 2010). Soweit nur Fallzahlen angegeben wurden, sind diese mit dem Faktor 2 (s.S.17) hochgerechnet.

Die nachstehenden Angaben konnen jedoch, da alle verfligbaren Zahlen ausgewertet wurden, als einigermaBen verlassliche Richtwerte dienen.

Auch in 2011 kamen die meisten Antragstellerinnen aus Serbien, bzw. Kosovo.

Herkunftsland Personen Falle Je hochste Quote in:
Serbien, Montenegro, Kosovo 4529 1695 Nordrhein-Westfalen, Baden-Wurttemberg; Niedersachsen
Turkei 1136 481 Nordrhein-Westfalen, Baden-Wiirttemberg; Hessen
Syrien 267 220 Nordrhein-Westfalen; Niedersachsen, Baden-Wirttemberg
Libanon 192 144 Nordrhein-Westfalen, Baden-Wiurttemberg; Schleswig-Holstein
Russland (incl. Tschetschenien) 159 142 Nordrhein-Westfallen, Niedersachsen, Bayern
Irak 251 104 Nordrhein-Westfalen, Baden-Wirttemberg; Niedersachsen
Vietham 348 37 Baden-Wirttemberg; Brandenburg; Sachsen-Anhalt
Iran 167 90 Nordrhein-Westfalen, Baden-Wiurttemberg; Schleswig-Holstein
Kongo 211 72 Baden-Wirttemberg; Nordrhein-Westfalen; Schleswig-Holstein
Bosn Herz 321 18 Baden-Wirttemberg; Brandenburg; Sachsen-Anhalt
Sri Lanka 95 96 Nordrhein-Westfalen, Baden-Wiurttemberg; Hessen
Armenien 215 31 Schleswig-Holstein, Mecklenburg-Vorpommern; Niedersachsen
Pakistan 235 0 Baden-Wirttemberg; Schleswig-Holstein, Hessen
Afghanistan 131 24 Hamburg; Baden-Wirttemberg; Schleswig-Holstein
Mazedonien 142 0 Baden-Wirttemberg; Rheinland-Pfalz; Schleswig-Holstein
Aserbaidschan 100 6 Thiringen; Schleswig-Holstein; Rheinland-Pfalz
Algerien 81 0 Hessen; Schleswig-Holstein; Saarland
Kroatien 68 0 Baden-Wirttemberg, Saarland
Athiopien 62 0 Baden-Wiirttemberg, Bayern
Kamerun 58 0 Baden-Wirttemberg, Brandenburg
Georgien 32 8 Hessen, Niedersachsen, Schleswig-Holstein
Togo 52 0 Schleswig-Holstein, Brandenburg, Mecklenburg-Vorpommern
Jordanien 24 7 Brandenburg; Hessen; Sachsen
Albanien 25 3 Rheinland-Pfalz, Hessen, Bremen
Kolumbien 25 0 Brandenburg, Bayern
Jemen 24 0 Hessen
Nigeria 20 0 Sachsen-Anhalt
China 19 0 Hessen; Bayern; Sachsen-Anhalt
Marokko 19 0 Hessen; Baden-Wirttemberg
Rumanien 17 0 Hessen; Schleswig-Holstein
Tunesien 8 0 Bayern; Thiiringen
Uganda 7 0 Bayern

Summe 9.040
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Differenzierte Gesamtstatistiken 2005-2011 - Detailgraphiken zu S. 14
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Differenzierte Gesamtstatistiken 2005-2011 - Detailgraphiken zu S. 14
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Félle in % nach Anzahl der Ersuchen im Verhaltnis zu beratenen Fallen - Graphik zu S. 15
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Fille in % nach Anzahl der Stattgaben im Verhaltnis zu Ersuchen - Graphik zu S. 15
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Vergleich Falle 2005-2011 - Graphik zu S. 16
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1Gesamtzahl von AE (Stattgaben) - Graphiken zu S.17
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